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Nach einer Lehre bei der
Schweizerischen Volks-
bank kam Rickenbacher
zur Bankgesellschaft und
später zur UBS. Vor sei-
nem Wechsel zur Finma

war er Chief Risk Officer für Vermö-
gensverwaltung bei der UBS.

Brianti arbeitete bei der
UBS in Lugano und
wechselte 1980 zur Bank
BSI. Acht Jahre später
wurde er zum stellvertre-
tenden Direktor gewählt.

Seit 2011 ist er bei der Finma, aber
noch immer im BSI-Verwaltungsrat.

Der frühere Verwaltungs-
ratspräsident war zuvor
während 32 Jahren für
die Schweizerische Bank-
gesellschaft, später UBS,
tätig. Es gab während

seiner Zeit bei der Finma stets Zweifel
an seiner Unabhängigkeit.

Bevor Müller zur Finma
kam, war er in verschie-
denen Versicherungsge-
sellschaften tätig. Darun-
ter Winterthur, Basler
und Helvetia. Bei Swiss

Life war er Mitglied der Konzernleitung
und ist seit 2009 bei der Finma.

Die ehemalige Vizepräsi-
dentin des Verwaltungs-
rates kam ursprünglich
von der Zurich-Versiche-
rung. Dorthin will sie
auch zurück. Im April

wird sie bei Zurich zur Wahl in den Ver-
waltungsrat vorgeschlagen.
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Herr Kunz, die UBS bezahlt in den
USA 1,2 Milliarden Franken Busse.
Hat sie damit den Lizenzentzug ab-
gewendet?
Peter V. Kunz: Für den Moment
schon. Massgeblich im Bezug auf die
USA ist das Deferred Prosecution Ag-
reement (DPA). Dieses ist eine ausser-
gerichtliche Einigung, bei welcher
der Beschuldigte eine gewisse Verant-
wortung für illega-
les Verhalten einge-
steht, eine Busse
bezahlt, Besserung
gelobt und einer Be-
aufsichtigung zu-
stimmt.

Die UBS hatte sich
in den USA bereits
2009 mit 780 Mil-
lionen Dollar freigekauft.
Die Bank ist eine Wiederholungstäte-
rin, auch wenn die Delikte von da-
mals und heute nicht vergleichbar
sind. Der Ruf der UBS in den USA ist
daher schlecht. Der Staat misstraut
der Bank. Sie ist im Gegensatz zu
dem, was die UBS in ihrem Commu-
niqué schreibt, nicht aus dem
Schneider.

Aber auch nicht mehr unmittelbar
bedroht.

Die UBS ist nicht nur für die Schweiz,
sondern auch für die USA systemrele-
vant. Die US-Behörden wissen das
und entziehen der Bank daher nicht
sofort die Lizenz. Aber die Busse ist
saftig, die Warnung sehr deutlich.
Man hat die UBS bewusst härter be-
straft, als dies bei anderen Geldinsti-
tuten der Fall gewesen wäre.

Ein Lizenzentzug in Amerika be-
deutete wohl das Ende der UBS.

Das wäre eine sehr
bedrohliche Situa-
tion, ja.

Wäre ein Deferred
Prosecution Agree-
ment nicht auch
die Lösung für die
anderen elf
Schweizer Banken,
die in den USA un-

ter Verdacht stehen?
Es handelt sich bei den elf verdäch-
tigten Banken um andere potenzielle
Straftatbestände als jetzt bei der UBS.
Aber die UBS dient gewissermassen
als Vorbild, wie die Probleme mit
dem US-Justizministerium gelöst
werden könnten.

Das heisst: Die anderen Schweizer
Banken müssen sich freikaufen?
Daran scheint kein Weg vorbeizufüh-
ren.

In Japan hat sich die UBS schuldig
bekannt. Droht dort ein Lizenzent-
zug?
Das glaube ich nicht. Die Japaner
sind vorsichtige Leute.

Aber ausschliessen können Sie das
nicht?
Damit rechne ich nicht. Die UBS ist
auch in Japan ein grosser Player und
ein wichtiger Arbeitgeber.

Die Bank steht auch in Frankreich
am Pranger. Möglicherweise eröff-
net die Staatsanwaltschaft von Pa-
ris ein Verfahren.
Frankreich ist ein anderes Problem
als Japan oder die USA. Dort werden
dem Budgetminister Verbindungen
zur UBS vorgeworfen. Die Sache ist
für die Bank zwar unangenehm, aber
nicht bedrohlich.

Warum? Ob Frankreich, Italien,
Deutschland: Immer wieder steht
die UBS im Verdacht der Beihilfe
zur Steuerhinterziehung.
Nicht jedes Mal, wenn der UBS Fehl-
verhalten vorgeworfen wird, hat sie
etwas falsch gemacht. Trotz zahlrei-
cher Hausdurchsuchungen ist der
Bank noch nie etwas nachgewiesen
worden. Die Beweise fehlen.

Der Schweizer Durchschnittsbür-
ger fragt sich, was bei der UBS los
ist. Ein Skandal reiht sich an den
nächsten.
Die UBS hat einen grossen Reputati-
onsschaden. Es ist ein schwarzer Tag
für die Grossbank. Auch die 1,4 Mil-
liarden Franken Busse schenken ein.
So etwas bezahlt selbst die UBS nicht
einfach so aus dem Bussenkässeli,
wie jetzt die Quartalszahlen zeigen.

In der Finanzplatzstrategie des
Bundesrats heisst es: «Die Integri-
tät des Finanzplatzes muss verbes-
sert werden.» Das ist fast Realsatire.
Ja, leider. Die Bemühungen für einen
sauberen Finanzplatz gehen ange-
sichts der Negativschlagzeilen inter-
national unter. Das ist verheerend. Es
ist deshalb nicht nur ein schwarzer
Tag für die UBS, sondern für den gan-
zen Finanzplatz Schweiz.

Wie wirkt sich der Fall UBS auf den
Kampf ums Bankgeheimnis aus?
Direkte Auswirkungen sehe ich kei-
ne. Doch die Grundstimmung gegen-
über der Schweiz bleibt natürlich ne-
gativ. Das Vertrauen ist nicht da. Es
ist unser Recht, weiterhin die Abgel-
tungssteuer zu propagieren. Doch
der internationale Zug fährt in Rich-
tung Datenaustausch.

Wann wird es so weit sein?
Die Fatca-Verhandlungen haben ei-
nen beschleunigenden Effekt. Lu-
xemburg und Belgien wanken. Die
Schweiz hat bald keine Bündnispart-
ner mehr.

Peter V. Kunz ist Ordi-
narius für Wirtschafts-
recht und für Rechts-
vergleichung an der
Universität Bern.

«Ein schwarzer Tag für den ganzen Finanzplatz»
VON STEFAN SCHMID

Interview Peter V. Kunz über die Auswirkungen des Libor-Skandals auf UBS, Finanzplatz und Bankgeheimnis

«Nicht jedes Mal, wenn
der UBS Fehlverhalten
vorgeworfen wird,
hat sie etwas falsch
gemacht.»

Die Personalie ist brisant: Mark Bran-
son ist seit 2010 in der Geschäftslei-
tung der Finanzmarktaufsicht (Finma)
verantwortlich für die Banken. Bei der
Untersuchung über die Rolle der UBS
im Libor-Skandal musste der 43-jähri-
ge Brite in den Ausstand treten. Denn
Branson leitete zwischen 2006 und
2007 die UBS Japan. Also ausgerechnet
jene UBS-Tochter, die sich schuldig be-
kannt hat, Referenzzinssätze manipu-
liert zu haben.

Die Finma stellte sich gestern hinter
ihren Bankenaufseher. Sprecher Tobi-
as Lux betonte, dass keine der fünf Un-
tersuchungen von verschiedenen Auf-
sichts- und Strafverfolgungsbehörden
einen Hinweis enthalte, dass Branson
von den Libor-Manipulationen gewusst
hat oder gar involviert war. Weiter sagt
Lux, dass die Fixed-Income-Abteilung,
der die fehlbaren Händler angehört
hatten, direkt nach Zürich und London
rapportiert hätten und nicht ihrem lo-
kalen Chef. Dass Branson in dieser An-
gelegenheit dennoch in den Ausstand
trat, begründet die Finma mit der
Rechtsprechung des Bundesgerichts,
wonach «jeder Anschein von Befangen-
heit zu vermeiden ist».

Frage der Glaubwürdigkeit
Dieser Satz ist Wasser auf die Müh-

len der Bankenkritiker wie die Natio-
nalräte Daniel Vischer (Grüne/ZH)
oder Susanne Leutenegger Oberholzer
(SP/BL). Sie sehen sich darin bestätigt,
dass Branson ein Problem für die
Glaubwürdigkeit der Finma und da-
mit nicht mehr tragbar ist. Die engen
personellen Verflechtungen zwischen
den Banken und ihrer Aufsichtsbehör-
de sind Leutenegger Oberholzer schon
lange ein Dorn im Auge. Bereits bei
der Wahl des ehemaligen UBS-Mannes
in die Finma-Geschäftsleitung monier-
te die Baselbieterin in einem Vorstoss
die mangelnde Unabhängigkeit der
Finma gegenüber den Banken. Für Vi-

scher ist klar, dass ein ehemaliger
UBS-Mann als Aufseher eine «Beiss-
hemmung» hat.

SVP-Nationalrat Hans Kaufmann
und FDP-Präsident Philipp Müller
überlassen die Beurteilung der Glaub-
würdigkeit Bransons dem Verwal-
tungsrat der Finma. Kaufmann spricht
zwar von «Nulltoleranz», gleichzeitig
zeichnet der Bankenexperte aber ein

differenziertes Bild. Denn der Fall
Branson offenbart ein bekanntes Di-
lemma: Die Finma braucht Praktiker,
die mit den Bankern auf Augenhöhe
diskutieren können, wenn sie ihre
Aufsichtspflicht richtig wahrnehmen
will. Und die Erfahrungen holt man
sich nun mal nicht im Studium, son-
dern bei einer Tätigkeit bei einer Bank
selbst. Oder wie es Kaufmann sagt:

«Ein Uni-Absolvent als Aufseher wird
von den Investmentbankern zerre-
det.»

Der Finma wird vorab von bürgerli-
chen Politikern nicht nur vorgewor-
fen, dass sie zu viel reguliert. Viel ist
auch von Inkompetenz und den vie-
len personellen Wechseln die Rede. Pi-
kant dabei ist: Auf Branson scheint die
Kritik nicht zuzutreffen. «In der Bran-
che wird er als sachkundig bezeich-
net», sagt Hans Kaufmann. Und die
«Bilanz» schrieb kürzlich, der Brite
gelte angesichts seiner Fachkompe-
tenz und seiner zurückhaltenden Art
als der Edelsachbearbeiter der Finma.

Weshalb zugewartet?
Die Rolle Bransons wird in der Poli-

tik noch zu reden geben. Die Grüne
Partei fordert eine Parlamentarische
Untersuchungsbehörde (PUK) zur Rolle
der Finma im Libor-Skandal. Für Leu-
tenegger Oberholzer braucht es zwar
keine PUK, doch sie fragt sich wie Vi-
scher und Kaufmann, weshalb die Fin-
ma erst derart spät eine Untersuchung
gegen die UBS eingeleitet hat. Die ers-
ten Gerüchte über die Libor-Manipula-
tionen tauchten 2008 auf. Also just in

jenem Jahr, als die UBS vom Staat ge-
rettet werden musste.

FDP-Präsident Müller verteidigt
denn auch die Finma: «Die amerikani-
sche und die britische Aufsichtsbehör-
de haben ebenfalls nicht bemerkt,
dass ein globaler Betrug im Gang
war.» Eine PUK hält er für unsinnig:
«Wenn eine Bank ausgeraubt wird,
verlangt man auch keine Untersu-
chung der Polizei oder des Gerichts.»
Ohnehin ist aber klar, dass sich das
Parlament bald mit der Finma ausein-
andersetzen wird. In der Wintersessi-
on wurden eine Reihe von Vorstössen
eingereicht, welche die Finma ins Vi-
sier nehmen. Im Kern geht es dabei
um ein grosses Unbehagen und die
Frage: Wer kontrolliert eigentlich die
Kontrolleure?

Unabhängigkeit Wer kontrol-
liert die Kontrolleure? Der
Libor-Skandal bestätigt die
Skepsis der Politik gegenüber
der Finanzmarktaufsicht Finma
– diese wehrt sich.

Finma verteidigt ihren Aufseher Mark Branson

VON DORIS KLECK

Mark Branson: Mangelnde Unabhängigkeit oder Edelsachbearbeiter? KEY

«Wenn eine Bank aus-
geraubt wird, verlangt
man auch keine Unter-
suchung der Polizei.»
Philipp Müller, FDP-Präsident

Der Bundesrat hat ges-
tern den lange erwarte-
ten Bericht zur Finanz-

marktpolitik verabschie-
det. Er enthält eine Ge-
samtschau zu den Proble-
men. Überraschungen
birgt er nicht: Der Bun-
desrat bekräftigt die be-

reits bekannten Positio-

nen. Banken sollen künf-
tig sicherstellen, dass sie
nur versteuerte Gelder

annehmen. Wie sie dies
tun, soll aber weitgehend
ihnen selbst überlassen
bleiben. Künftig sollen die
Banken auch prüfen müs-

sen, ob ein Verdacht auf
eine Vortat zu Geldwä-

scherei besteht, wobei
schwerer Steuerbetrug
neu als Vortat zu Geldwä-
scherei gelten soll. Klares
Ziel bleibe aber ein wett-

bewerbsfähiger Finanz-

platz. (SDA)

■ FINANZPLATZ: SAUBER UND STARK

Die Verwaltungsräte der Finma
wechseln gerne von der Wirtschaft
zur Regulation.
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